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Antrag 

der Abgeordneten Monika Ganseforth, Elke Ferner, Wolfgang Behrendt, Marion 
Caspers-Merk, Dr. Mariiese Dobberthien, Annette Faße, Angelika Graf 
(Rosenheim), Dr. Liesel Hartenstein, Klaus Hasenfratz, Dr. Ingomar Hauchler, 
Reinhold Hiller (Lübeck), Lothar Ibrügger, Susanne Kästner, Horst Kubatschka, 
Konrad Kunick, Klaus Lennartz, Christoph Matschie, Heide Mattischeck, Ulrike 
Mehl, Michael Müller (Düsseldorf), Jutta Müller (Völklingen), Günter Oesinghaus, 
Georg Pfannenstein, Karin Rehbock-Zureich, Siegfried Scheffler, Dietmar Schütz 
(Oidenburg), Dr. Angeiica Schwall-Düren, Wieland Sorge, Dr. Peter Struck, 

Dr. Bodo Teichmann, Berthold Wittich, Rudolf Scharping und der Fraktion der SPD 


Verbesserung des Schutzes vor Fluglärm 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

Der zunehmende Flugverkehr in der Bundesrepublik Deutschland 
hat insbesondere in den kleineren Gemeinden zu einer deutlichen 
Zunahme lärmgeplagter Bürger geführt, ln Orten unter 5 000 Ein- 
wohnern fühlen sich zwei von drei Anwohnern durch Fluglärm 
belästigt, jeder dritte sogar stark belästigt. In Orten bis zu 20 000 
Einwohnern fühlt sich immerhin noch jeder vierte durch Fluglärm 
stark belästigt. Großstädter werden dagegen mehr durch Straßen- 
verkehrslärm als durch Fluglärm beeinträchtigt: Hier klagt aller- 
dings immer noch jeder Zehnte über eine starke Belästigung durch 
Fluglärm. 

Ursache dafür ist der stark gestiegene Fracht- und Personenflug- 
verkehr in der Bundesrepublik Deutschland. Alle Prognosen las- 
sen eine weitere Zunahme der Flugbewegungen erwarten. Die EU- 
Kornmission rechnet deshalb auch mit einer weiteren Zunahme der 
Lärmbelastung durch den Flugverkehr. 

Die Flughafendichte in der Bundesrepublik Deutschland ist ex- 
trem: In den alten Ländern beträgt der mittlere Abstand zwischen 
den Verkehrsflughäfen im Mittel 150 km, der Abstand zwischen 
den Fluglandeplätzen im Mittel 30 km. 

Mindestens 10 Millionen Menschen sind vom Fluglärm betroffen. 
Es gilt als medizirüsch gesichert, daß 

- tagtägliche Fluglärmexponierung meßbare Hörschäden mit 
sich bringen kann, 

- nächtlicher Fluglärm auf Dauer zu Gesundheitsschäden führt, 
da der Tiefschlaf auch ohne Aufwachen beeinträchtigt wird. 
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- das somatische, psychische und soziale Wohlbefinden durch 
Fluglärm nachhaltig gestört wird. 

Der Deutsche Bundestag hält deshalb Maßnahmen zur Entlastung 
der Bevölkerung von Fluglärm für dringend notwendig. Auch^ 
wenn eine Reihe von Flughäfen bereits Regelungen zur Lärmver- 
minderung praktiziert, die über das gesetzlich notwendige Maß 
hinausgehen, ist es doch notwendig, das bestehende Regelwerk 
zur Eindämmung der Lärmfolgen durch Flugverkehr in entschei- 
denden Punkten zu verbessern. 


Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, 

ein umfassendes Programm zur Verbesserung des Schutzes vor 
Fluglärm vorzulegen, das mindestens die folgenden Elemente 
enthält: 

1 . Ausdehnung des Geltungsbereichs des Fluglärmgesetzes auch 
auf Regionalflughäfen, Landeplätze der allgemeinen Luftfahrt 
und auf gewerbliche Hubschrauberlandeplätze. Gleiches gilt 
auch für militärische Tieffluggebiete und militärische Hub- 
schrauberlandeplätze. 

2. Stufenweise Ausdehnung des Erstattungsanspruchs von Auf- 
wendungen für bauliche Schallschutzmaßnahmen auch auf die 
Schutzzone 2, wobei in einem ersten Schritt zunächst diejeni- 
gen Bereiche an Verkehrsflughäfen einbezogen werden soll- 
ten, in denen der Lärmpegel 70 dB (A) übersteigt; § 9 Abs. 1 
FluglärmG sollte entsprechend ergänzt werden. 

3. Stärkere Beteüigungsrechte von Kommunen bei der Festset- 
zung oder Änderung von Lärmschutzbereichen an Flugplät- 
zen. In grenznahen Bereichen müssen Verfahren gefunden 
werden, die eine Beteiligung der Gemeinden auch jenseits der 
Grenze ermöglichen. 

Auch bei Änderungen der Anflugkorridore, insbesondere 
wenn sie mit einer Absenkung der Flughöhe verbunden sind, 
und der Abflugkorridore sollten die betroffenen Gemeinden 
beteiligt werden. Zu prüfen ist, wie in solchen Fällen die 
Schutzzonen ausgeweitet werden könnten und ob ggf. die be- 
troffenen Bürgerinnen und Bürger einen Erstattungsanspruch 
für bauliche Aufwendungen für Lärmschutz erhalten müßten. 

Notwendig ist die Neuregelung der Zusammensetzung der 
Fluglärmkommissionen gemäß § 32 b des Luftverkehrsgeset- 
zes, damit Gemeinden bzw. Bürgerinnen und Bürger im Ver- 
hältnis zu Flughafenbetreibern und Behörden angemessen ver- 
treten sind. Es sollte sichergestellt werden, daß das Votum der 
Fluglärmkommissionen stärkeres Gewicht erhält. Zum Beispiel 
sollte gegenüber den Fluglärmkommissionen für den Bürger 
ein Auskunfts- und Fragerecht eingeführt werden, um mehr 
Transparenz und eine Offenlegung aller Daten zu gewährlei- 
sten, die für Siedlungsplanung, Flächennutzung, städtebauli- 
che Entwicklung einer Gemeinde und für den Gesundheits- 
schutz unerläßlich sind. 
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Auch an militärischen Flugplätzen sind Fluglärmkommisionen 
einzurichten, mit Zusammensetzung und Aufgabenstellung 
wie an Verkehrsflughäfen. 


4. Es ist zu prüfen, wie bei der Berechnung des äquivalenten Dau- 
erschallpegels - als Grundlage für die Festsetzung der Lärm- 
schutzbereiche und der Entschädigungsregelung - Häufigkeit 
und Höhe von Spitzenschallpegeln, die an den jeweiligen 
Meßpunkten nachgewiesen werden, ein noch stärkeres Ge- 
wicht erhalten können. Dabei ist ebenfalls zu prüfen, wie dem 
Lärmempfinden und den tatsächlichen gesundheitlichen 
Belastungen durch extreme Einzelschallereignisse zu den 
unterschiedlichen Tageszeiten besser Rechnung getragen 
werden kann. 


5. Regelmäßige Veröffentlichung der im Rahmen der Lärmmes- 
sung gewonnenen Belastungsdaten. 


6. Initiativen für eine neue Klassifizierung lärmarmer Flugzeuge 
innerhalb von Kapitel 3 des ICAO-Anhangs 16. Die technische 
Entwicklung hat seit der letzten Grenzwertsetzung in Kapitel 3 
weitere erhebliche Fortschritte bei der Lärmminderung von 
Flugzeugen gebracht. Diese Flugzeuge sollten gezielt durch 
das Einräumen von Vergünstigungen bei Start-Landezeiten 
und -gebühren gefördert werden können. Entsprechend sind 
dann die nationalen LSL-Vorschriften strenger zu fassen. 


Den zuständigen Luftfahrtbehörden muß die Möglichkeit ge- 
geben werden, den Betrieb von zivilen Unterschall-Strahl- 
flugzeugen, die nicht den Bestimmungen von Artikel 2 der 
Richtlinie 92/14/EWG entsprechen, wesentlich strenger zu be- 
schränken bzw. zu reglementieren. Ansonsten besteht die Ge- 
fahr, daß hier ausgemusterte laute Flugzeuge über Drittländer 
wieder auf deutschen Flughäfen landen und starten dürfen und 
mögliche Fortschritte bei Lärmschutz wieder zunichtegemacht 
werden. 


7. Die Fluglärmgesetzgebung ist dem technischen Fortschritt bei 
Luftfahrzeugen und Flugführungseinrichtungen laufend an- 
zupassen, vergleichbar der ständigen Weiterentwicklung des 
Stands der Technik gemäß BImschG. 


8. Novellierung der Verordnung über die zeitliche Einschränkung 
des Flugbetriebs mit Leichtflugzeugen und Motorseglern an 
Landeplätzen (Landeplatz- VO) von 1976 mit dem Ziel, die Be- 
stimmungen über Platzrundenflüge schärfer zu fassen und die 
Ausnahmebestimmungen für den Wochenend- und Mittags- 
flugbetrieb so zu fassen, daß der Flugbetrieb in den entspre- 
chenden Zeitfenstern auf ein Minimum reduziert wird. Darüber 
hinaus ist der Geltungsbereich der Landeplatzverordnung zu 
erweitern. 
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Wichtigste Kriterien; 

- Einbeziehung aller motorbetriebenen Flugzeuge bis 5,7 t 
und aller propellergetriebenen Flugzeuge bis 9 t Höchst- 
abflugmasse. 

- Benutzervorteile aufgrund „erhöhten Schallschutzes im 
Sinne der Landeplatz- Verordnung" sollen dann gewährt 
werden, wenn die Schallemissionen 5 dB (A) unter den gül- 
tigen nationalen Grenzwerten liegen [ab 2000 8 dB (A)]. 

- In der Beschränkungszeit sollen Platzrunden und Über- 
landflüge nur dann durchgeführt werden, wenn sie länger 
als 60 Min. dauern. 

9. Für Flugbewegungen mit Ultraleichtflugzeugen ist zu den Ru- 
hezeiten und an Wochenenden eine Höchstzahl der Starts bzw. 
Landungen festzulegen. 

10. Der Nachtflugverkehr ist auf das unabwendbare Minimum zu 
beschränken. Hierzu sind EU-Regelungen zu treffen, die einen 
fairen Wettbewerb zwischen den Standorten garantieren. Zwi- 
schen 22.00 und 6.00 Uhr muß jede Flugbewegung mit Flug- 
gerät durchgeführt werden, das den jeweils neuesten Stand der 
Lärmminderungstechnik erfüllt. Dort wo bereits nächtliche 
Start- und Landeverbote existieren, müssen diese beibehalten 
werden. 

11. Zur Minderung des Fluglärms sind geeignete Schritte zu un- 
ternehmen, um den Kurzstreckenlinienflugverkehr kurzfristig 
zu reduzieren und mittelfristig weitgehend durch ein adäqua- 
tes Angebot auf der Schiene zu ersetzen. 

Bonn, den 23. April 1997 


Monika Ganseforth 
Elke Ferner 
Wolfgang Behrendt 
Marion Caspers-Merk 
Dr. Marliese Dobberthien 
Annette Faße 

Angelika Graf (Rosenheim) 
Dr. Liesel Hartenstein 
Klaus Hasenfratz 
Dr. Ingomar Hauchler 
Reinhold Hiller (Lübeck) 
Lothar Ibrügger 
Susanne Kästner 
Horst Kubatschka 
Konrad Kunick 
Klaus Lennartz 


Christoph Matschie 
Heide Mattischeck 
Ulrike Mehl 

Michael Müller (Düsseldorf) 
Jutta Müller (Völklingen) 
Günter Oesinghaus 
Georg Pfannenstein 
Karin Rehbock-Zureich 
Siegfried Scheffler 
Dietmar Schütz (Oldenburg) 

Dr. Angelica Schwall-Düren 

Wieland Sorge 

Dr. Peter Struck 

Dr. Bodo Teichmann 

Berthold Wittich 

Rudolf Scharping und Fraktion 
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Begründung 

Von allen Umweltbelastungen wird Lärm von der Mehrheit der Be- 
völkerung als die gravierendste und bedrückendste empfunden. 
Und ein Prozent der Bevölkerung der Bundesrepublik Deutsch- 
land lebt in Lärmschutzbereichen der Flughäfen. Gerade Fluglärm 
wird aufgrund seiner spezifischen Eigenschaften in Umfang und 
Intensität als schwerwiegender Eingriff hinsichtlich Gesundheit 
und Lebensqualität betrachtet. Insbesondere ältere Menschen und 
Kinder sind von Lärm in der Nähe von Flugplätzen und in Tief- 
fluggebieten besonders betroffen. 


Zu Ziffer 1 

Nach dem Gesetz zum Schutz gegen Fluglärm von 1991 werden 
Lärmschutzbereiche nur in der Umgebung von bestimmten Flug- 
häfen ausgewiesen. Dies sind 

- Verkehrsflughäfen, die dem Fluglinienverkehr angeschlossen 
sind und 

- militärische Flugplätze, die dem Betrieb von Flugzeugen mit 
Strahltriebwerken zu dienen bestimmt sind. 

Der Lärmschutzbereich umfaßt das Gebiet außerhalb des Flug- 
platzgeländes, in dem der äquivalente Dauerschallpegel, der 
durch den Fluglärm hervorgerufen wird, 67 dB (A) übersteigt. 
Diese Zone wird je nach Geräuschbelastung in zwei sog. Schutz- 
zonen geteilt: Schutzzone 1 umfaßt das Gebiet, in dem der Lärm 
75 dB (A) übersteigt, Schutzzone 2 das übrige Gebiet. 

Neben den hier genannten Verkehrs- und Militärflughäfen gibt es 
in der Bundesrepublik Deutschland jedoch eine Fülle von Lande- 
plätzen der allgemeinen Luftfahrt, an denen zum Teil reger Flug- 
betrieb mit Leichtflugzeugen und Motorseglern stattfindet. 


Zu Ziffer 2 

Das Fluglärmgesetz begründet u. a. Ersatzansprüche von Grund- 
stückseigentümern gegen den Flugplatzhalter. Bisher kann der 
Eigentümer eines in der Schutzzone 1 gelegenen bebauten 
Grundstücks unter bestimmten Voraussetzungen Erstattung von 
Aufwendung für bauliche Schallschutzmaßnahmen verlangen. Bis 
Ende 1989 sind insgesamt 902 Mio. DM von den Flugplatzhaltem 
für Maßnahmen zum Schutz gegen Fluglärm ausgegeben worden 
- von den Verkehrsflughäfen rd. 400 Mio. DM, von den militäri- 
schen Flugplätzen rd. 500 Mio. DM. 

Bewohnerinnen und Bewohner der Lärmschutzzone 2 erhalten bis- 
lang keine Entschädigung obwohl auch Bauherren in dieser Zone 
bei der Errichtung von Häusern diese entsprechend den Vor- 
schriften für die Zone 1 mit Schallschutz ausstatten müssen. Im Sin- 
ne der Gleichbehandlung aller von Fluglärm Betroffenen müssen 
die Erstattungsansprüche auf Anwohner der Zone 2 ausgedehnt 
werden. 
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Zu Ziffer 3 

Die Kommunen sind bislang an der Festlegung der Lärmschutzzone 
nur unzureichend beteiligt. Um die Position der Vertreter der be- 
troffenen Bevölkerung in den Fluglärmkommissionen zu stärken, 
muß verhindert werden, daß diese schon bei der Zusammensetzung 
der Kommission in die Minderheit geraten, ihre Empfehlungen müs- 
sen größeres Gewicht erhalten. An militärischen Flughäfen fehlen 
Fluglärmkommissionen. 


Zu Ziffer 4 

Vielerorts an Verkehrs- und Militärflugplätzen sind es die extremen 
Einzelschallereignisse, die zu unerträglichen Belastungen bis hin zu 
Gesundheitsschäden führen, auch wenn die Grenzwerte nach dem 
Konzept des äquivalenten Dauerschallpegels noch nicht überschrit- 
ten werden. Insbesondere die Belastungen durch (den weniger dich- 
ten) Nachtflugbetrieb werden bei dem gegenwärtigen Konzept „ge- 
sundgerechneL'. 


Zu Ziffer 5 

Der mündige Bürger hat ein Recht, über die Immissionsbelastung in 
seiner Umgebung informiert zu werden. 


Zu Ziffer 6 

Im Anhang zu den ICAO-Vorschriften sind in Kapitel 2 und 3 auf- 
grund internationaler Vereinbarungen Grenzwerte beschrieben, die 
für sog. lärmarme Flugzeuge gelten. Dabei sind die Vorschriften in 
Kapitel 3 strenger als die in Kapitel 2. Durch gezielte Benachteili- 
gungen von solchen Flugzeugen, die weder Kapitel 2- und 3-Werte 
einhalten oder lediglich die in Kapitel 2, sind in Westeuropa zuneh- 
mend lärmarme Flugzeuge im Einsatz. Eine erneute Fortschreibung 
der Anforderungen an „Lärmarmut" ist inzwischen sowohl möglich 
als auch notwendig. 

Nach § 2 Abs. 1 Nr. 4 Luftverkehrsgesetz wird ein Luftfahrzeug in 
der BRD nur dann zum Verkehr zugelassen, wenn das durch seinen 
Betrieb entstehende Geräusch, das nach dem jeweiligen Stand der 
Technik unvermeidbare Maß nicht übersteigt. Dieses Maß ist auch 
in Annex 16 Kapitel 2 und 3 in den Lärmschutzanforderungen für 
Luftfahrzeuge - LSL- festgelegt, zuletzt 1993. Die LSL gelten für Un- 
terstrahlflugzeuge, Propellerflugzeuge, Hubschrauber und Motor- 
segler. Für die einzelnen Luftfahrzeugtypen sind in den LSL je un- 
terschiedliche Grenzwerte festgelegt. 

Der Anteil lärmarmer Strahlflugzeuge an den Flugbewegungen der 
deutschen Verkehrsflughäfen hat in den letzten Jahren kontinuier- 
lich zugenommen. Gleichzeitig ist jedoch die Zahl der Flugbewe- 
gungen so angewachsen, daß die EU-Kommission spätestens ab dem 
Jahr 2002 eine weitere Zunahme des Fluglärms prognostiziert. 
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Zu Ziffer 7 

Bezüglich des technischen Fortschritts für Gesundheits- und Um- 
weltschutz besteht eine verfassungsrechtliche Nachbesserungs- 
pflicht für den Gesetzgeber. Der Gesetzgeber muß beobachten, ob 
ein Gesetz - das heißt in diesem Falle die gesetzlichen Regelungen 
zum Schutz vor Fluglärm - die ihm zugewiesene Schutzwirkung auch 
erfüllt. Mindestens hat eine ständige Anpassung der Grenz- und Be- 
lastungswerte sowie der Regelwerke an den technischen Fortschritt 
zu erfolgen. 

Zu Ziffer 8 

Die Novellierung dieser aus dem Jahr 1976 stammenden Verordnung 
ist überfällig, insbesondere um die Bestimmungen über die kleinen 
Propellerflugzeuge zu verschärfen. Auch diese Flugzeugtypen ma- 
chen viel Lärm gerade dann, wenn in kurzen Zeitabständen zu Platz- 
runden gestartet wird. Es geht nicht an, daß diese Flugzeuge von re- 
striktiven Regeln ausgenommen bleiben. Mehr Ruhe muß es auch 
am Samstagnachmittag geben. Die Grenze von 20 000 Flugbewe- 
gungen im Jahr für die Anwendbarkeit der Landeplatzverordnung 
ist zu hoch. 

Zu Ziffer 9 

Ultraleichtflugzeuge finden ausschließlich in der Freizeit Anwen- 
dung und wirken deshalb besonders störend für erholungssuchen- 
de Menschen. 

Zu Ziffer 10 

Nachtflüge sind in einer Umgebung, die insgesamt ruhiger ist als zu 
den Tageszeiten, extreme Lärmereignisse, die geeignet sind, die An- 
wohner in der Nähe der betroffenen Flugplätze aus dem Schlaf zu 
reißen bzw. erholsamen Tief schlaf zu verhindern. Nachtflüge müs- 
sen deshalb auf ein unabwendbares Minimum beschränkt werden. 
Sie sollten auch nur mit solchem Fluggerät durchgeführt werden dür- 
fen, das neuestem, kontinuierlich fortgeschriebenem Standard der 
Lärmminderung genügt (vgl. Ziffer 6). 

Zu Ziffer 1 1 

Hierbei könnten eine Reihe von Ansatzpunkten durchgeprüft wer- 
den; 

- freiwillige Vereinbarungen mit den Luft- Verkehrsgesellschaften; 

~ Ausbau von Hochgeschwindigkeits- Schienenverbindungen 
zwischen wichtigen Flughäfen; 

~ Anwendbarkeit von § 21 Abs. 1 Luftverkehrsgesetz (Verweige- 
rung einer Genehmigung u. a. dann, wenn durch den beantrag- 
ten Fluglinienverkehr öffentüche Interessen beeinträchtigt wer- 
den); es wäre zu prüfen, ob die Ziele Lärmminderung für die 
Flughafen-Anwohner einerseits bzw. die reibungslose Abwick- 
lung des Mittel- und Langstreckenflugverkehrs andererseits 
Vorrang vor der Durchführung von Kurzstreckenlinienverkehr 
genießen können. 
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